
Gemeinsame Stellungnahme
des

Kommissariats der deutschen Bischöfe
– Katholisches Büro in Berlin –

und der
Bevollmächtigten des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland
bei der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Union

zum Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung des illegalen Zustroms
von Drittstaatsangehörigen nach Deutschland
(Zustrombegrenzungsgesetz) BT-Drs. 20/12804

I. Allgemeine Anmerkungen

Im Zuge einer augeheizen öenlichen Debate über die Möglichkeien der Begrenzung von
Fluchmigraon bring die CDU/CSU-Frakon einen Gesezenwur erneu in den Bundesag
ein, der am 6. November 2024 bereis einmal abgelehn wurde.

Die Begrenzung der Fluchmigraon und die Versärkungen von Abschiebungen sollen dabei
helen, zukünfig Anschläge, wie sie in den lezen Monaen in Solingen, Magdeburg und
Aschaenburg begangen wurden, zu verhindern. Hierzu schläg der Gesezenwur vor, die
Zielbesmmung der „Begrenzung der Zuwanderung“ wieder in § 1 Abs. 1 AuenhG
auzunehmen, § 36a AuenhG dahingehend zu ändern, dass subsidiär Schuzberechgen
kein Familiennachzug gewähr wird, und in § 71 Abs. 3 AuenhG die Beugnisse der
Bundespolizei bei Abschiebungen auszuweien.

Die beiden großen Kirchen weisen hiermi darau hin, dass die nun vorgeschlagenen
Gesezesänderungen nach akuellem Wissenssand keinen der Anschläge verhinder häten.
Die Atenae von Magdeburg am 20. Dezember 2024 und Aschaenburg am 22. Januar 2025
wurden von oensichlich psychisch kranken Personen begangen. Die Taen zeigen aus Sich
der Kirchen daher ein Dezi hinsichlich des Inormaonsausausches unerschiedlicher
Behörden und einen eklaanen Mangel an adäquaer Versorgung psychisch Kranker au.

II. Im Einzelnen

Zu § 1 Abs. 1 S. 1 AufenthG-E

Gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 AuenhG-E soll das Gesez künfig wieder der „Seuerung und
Begrenzung des Zuzugs von Ausländern in die Bundesrepublik Deuschland“ dienen. Die
beiden Kirchen weisen darau hin, dass die Wiederaunahme des Ziels der Begrenzung des
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Zuzugs im Widerspruch zu einem Großeil der Regelungen des AuenhG sehen könne, die
den Zuzug von Arbeiskräfen au allen Qualikaonssuen gerade erleichern sollen.

Zu § 36a AufenthG-E

Gemäß § 36a AuenhG-E wird Familiennachzug zu subsidiär Schuzberechgen ab
Inkrafreen des Gesezes nich mehr gewähr. Lau Gesezesbegründung is dies erorderlich,
da „[…] die Inegraonskapaziäen in Deuschland au absehbare Zei in einem Maße
erschöpf [sind], dass der Familiennachzug zu Personen mi subsidiärem Schuz bis au
weieres zu beenden is.“

Die Kirchen haben bereis in der Vergangenhei darau hingewiesen, dass die Familie ein sehr
hohes Gu darsell, das es zu schüzen gil.1 Familie biee den Raum, in demVerrauenwächs
und in dem dauerhafe Veranworung üreinander übernommen wird.2 In diesem
Zusammenhang haben die Kirchen auch darau aumerksam gemach, dass das asächliche
Zusammenleben als Familie zu den sozialen Grundbedürnissen der individuell beroenen
Familienmiglieder zähl. Dies gil auch und besonders uner den Bedingungen von Fluch und
Verreibung. Darüber hinaus dien der Schuz von Ehe und Familie auch den Ineressen der
Gesellschaf als Ganzes.3 Die Inegraon dritsaasangehöriger Personen wird erheblich
erschwer, wenn sie sich um die Sicherhei und das Wohlergehen ihrer zurückgebliebenen
Familienangehörigen sorgen müssen.

Aus Sich der beiden Kirchen is es rechlich unerlässlich, den Familiennachzug zu subsidiär
Schuzberechgen uner erüllbaren Bedingungen zuzulassen, da Ar. 6 Abs. 1 GG auch das
asächliche Zusammenleben der Familienmiglieder schüz und es sich nich um ein
Deuschengrundrech handel.4 Auch Ar. 8 EMRK schüz das Zusammenleben als
grundlegenden Besandeil des Familienlebens. Der unberisee Ausschluss des
Familiennachzugs zu subsidiär Schuzberechgen widersprich diesen rechlichen Vorgaben
deulich. Schließlich verlez die Regelung aus Sich der Kirchen auch die unionsrechlichen
Vorgaben der Familiennachzugsrichlinie,5 die die Ausübung des Rechs au
Familienzusammenührung durch Dritsaasangehörige, die sich rechmäßig im Gebie der
Migliedsaaen aualen (Ar. 1 FamZ-RL), regel. Sie nde Anwendung, wenn der
Zusammenührende, der im Besiz eines von einem Migliedsaa ausgesellen
Auenhalsels mi mindesens einjähriger Gülgkei is, begründee Aussich darau ha, ein

1 Gemeinsame Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung im Hauptausschuss zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU
„Enwur eines Gesezes zur Verlängerung der Aussezung des Familiennachzugs zu subsidiär Geschüzen“ (BT-Drs. 19/439)
u.a.; Gemeinsame Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung im Innenausschuss zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Aufenthaltsgesetzes (Familiennachzug zu subsidiär Geschützten) (BT-Drs. 18/10044) u.a., Gemeinsame Stellungnahme
zum Entwurf eines Gesetzes zur Einführung beschleunigter Asylverfahren (BT-Drs. 18/7538).
2 Siehe beispielsweise Nachsynodales Apostolisches Schreiben AMORIS LAETITIA des Heiligen Vaters Papst Franziskus,
19.3.2016, S. 36, dort unter Verweis auf Päpstlicher Rat für die Familie, Charta der Familienrechte, 22.10.1983, Einführung.
3 Siehe Erwägungsgrund 4 der Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22.9.2003 betreffend das Recht auf
Familienzusammenführung, L 251/12.
4 BVerfGE 62, 323 (330); BVerfGE Beschluss v.12.5.1987, 2 BvR 1226/83, 2 BvR 101/84, 2 BvR 313/84.
5 Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22.9.2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenführung, L 251/12.
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dauerhafes Auenhalsrech zu erlangen (Ar. 3 Abs. 1 FamZ-RL). Auch wenn der Saus des
subsidiär Schuzberechgen nach Ar. 15 . Qualikaons-RL6 zeilich nach Inkrafreen der
Familienzusammenührungsrichlinie eingeühr wurde, mach die
Familienzusammenührungsrichlinie deulich, dass niemand, dem ein unionsrechlicher
Auenhalsel ereil wurde, dauerhaf vom Familiennachzug ausgeschlossen werden dar.

Subsidiär schuzberechg sind nach § 4 AsylG Personen, denen in ihrem Herkunfsland ein
ernshafer Schaden droh. Hierzu zählen die Verhängung oder Vollsreckung der Todessrae,
Foler oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Besraung oder eine
ernshafe individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrhei inolge willkürlicher
Gewal im Rahmen eines inernaonalen oder innersaalichen bewaneen Koniks. Dieser
Personengruppe is es ebensowie anerkannen Flüchlingen nichmöglich, die Familieneinhei
in ihrem Herkunfsland zu leben oder wiederherzusellen. In aller Regel is dies auch in einem
Dritsaa nich möglich, da hierür meis ein dauerhafer legaler Auenhal der
Familienangehörigen erorderlich wäre. Die Regelung des § 36a AuenhG-E schließ einen
Familiennachzug auch dann aus, wenn die Voraussezungen der Lebensunerhals- und
Wohnraumsicherung sowie die sonsgen Voraussezungen nach §§ 27, 29 Abs. 1 AuenhG
erüll sind.

Die nun vorgeschlagene Regelung würde ür subsidiär Schuzberechge somi eine
langjährige bis dauerhafe Trennung bedeuen, weil ein Anrag au Familienzusammenührung
häug ers mi Erlangung einer Niederlassungserlaubnis nach § 9 AuenhG und dami
rühesens ün Jahre nach Zuerkennung des subsidiären Schuzes möglich wäre.

Zu § 71 Abs. 3a AufenthG-E

In § 71 Abs. 3a AuenhG-E wird ür die Bundespolizei eine Zusändigkei ür
auenhalsbeendigende Maßnahmen begründe. Die beiden Kirchen können das Ziel des
Gesezgebers, „[…] zusändigkeisbedinge Brüche im Bearbeiungsprozess durch
Schnitsellenreduzierung [zu vermeiden]“, gu nachvollziehen. Die vorliegende Regelung wirf
jedoch die Frage au, ob sie nich eher dazu geeigne is, Verwirrung hinsichlich der
Zusändigkei und hinsichlich des Ablaus des Verahrens zu schaen. Denn durch die
Zusändigkeisüberagung au die Bundespolizei nach § 71 Abs. 3a S. 1 AuenhG-E werden
parallele Zusändigkeien zwischen Bundespolizei und Ausländerbehörden geschaen. Aus
Sich der Kirchen is es unklar, welche Behörde in welchem Fall die Federührung übernehmen
muss. Diese Frage sell sich vor allem in komplexen Fällen, bei denen zusäzliche rechliche
oder asächliche Aspeke berücksichg werden müssen. Zudem is unklar, ob die
Bundespolizei durch die Einbeziehung der Ausländerbehörde, wie sie im § 71 Abs. 3a
S. 1 AuenhG-E vorgesehen is, die rechliche Prüung der Ausländerbehörde überlassenmuss
oder sie diese selbs uner Einbeziehung der Meinung der Ausländerbehörde ägen muss.

6 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.11.2011 über Normen für die Anerkennung von
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes,
L 337/9.
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Zusäzliche Absprachen zwischen Bundespolizei und Ausländerbehörden können zudem zu
längeren Verahrensabläuen und verzögeren Enscheidungsprozessen ühren. Aus Sich der
Kirchen is darüber hinaus raglich, ob die Bundespolizei über die nöge personelle
Aussatung verüg.

Der Gesezenwur is aus Sich der Kirchen daher nich geeigne, zur Lösung der ansehenden
migraonspolischen Fragen beizuragen.

Berlin, den 28. Januar 2025


